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Holger Backhaus-Maul

Corporate Citizenship in den USA – Innovative Ideen für die deutsche Engagementpolitik

1. Bürgerschaftliches Engagement als Selbstverständlichkeit

In den USA war und ist freiwilliges bürgerschaftliches Engagement eine kulturelle Selbstverständlichkeit. In diesem Sinne ist bürgerschaftliches bzw. zivilgesellschaftliches Engagement von wissenschaftlichen Beobachtern zutreffend auch als „Zivilreligion“ beschrieben worden (vgl. Putnam 2000, Walzer 1996, Wuthnow 1991). Gleichwohl liegt die Vermutung auf der Hand, dass bürgerschaftliches Engagement in den USA ohne Wohlfahrtsstaat und umfassende soziale Sicherung eine unabdingbare soziale Notwendigkeit und keine freie Wahlhandlung ist (vgl. die Beiträge in Backhaus-Maul 1999). Eine derart skeptische Einschätzung aus europäisch-wohlfahrtsstaatlicher Perspektive würde aber zu kurz greifen, da bürgerschaftliches Engagement in den USA keine „Überlebensstrategie“, sondern in erster Linie Ausdruck des republikanischen Anspruches auf Selbstbestimmung und –betätigung ist (vgl. Joas 1993, Skocpol/Fiorina 1999 und auch Beiträge in Gerhards 2000). Dieser traditionsreiche Anspruch ist eng mit der Entstehungsgeschichte der USA als Einwanderungsgesellschaft verknüpft, die in Formen der gegenseitigen Hilfe unter Fremden gründet (vgl. Mutz 1999). 

Erwerbstätige Familien als Kerngruppen des Engagements
Im internationalen Vergleich betrachtet sind US-Amerikaner/innen überdurchschnittlich stark bürgerschaftlich engagiert. Die gemeinnützige Beratungs- und Forschungseinrichtung Independent Sector kommt für das Jahr 1998 zu dem Ergebnis, dass 56 Prozent aller über 18-jährigen Amerikaner und Amerikanerinnen bürgerschaftlich engagiert sind, wobei Familien mit Kindern im Schulalter, bei denen beide Partner erwerbstätig sind, die Kerngruppe der bürgerschaftlich Engagierten bilden (vgl. Independent Sector 1999). Während eine derartige Familienkonstellation in (West-) Deutschland tendenziell immer noch eher eine Ausnahmeerscheinung ist, gilt sie in den USA als ressourcenstarkes Familienmodell, dass einher geht mit überdurchschnittlichen Einkommen, umfangreichem Sozialkapital und überdurchschnittlichem Bildungsniveau. Das bürgerschaftliche Engagement von Familien wird dadurch begünstigt, dass entsprechende Projekte und Aktivitäten von Unternehmen und Non-Profit-Organisationen die familialen Ansprüche und Bedarfe bei der Gestaltung der Vorhaben berücksichtigen. Gemeint sind damit etwa der gezielte Einbezug von Lebenspartnern, das Vorhalten von Betreuungsangeboten für kleinere Kinder und – angesichts einer äußerst knapp bemessenen Frei- bzw. Familienzeit in den USA als besonders wichtig einzustufen – eine zeiteffiziente und effektive Projektplanung. Erwerbstätige Familien können in den USA – anders als in Deutschland – zudem auf eine breite Palette haushaltsbezogener Dienstleistungen vom „Cleaner“ an jeder Ecke, über eine Vielzahl von „Home Delivery Services“ bis hin zu bezahlbaren Haushaltshilfen zurückgreifen, die sie entlasten und freie Zeit für bürgerschaftliches Engagement schaffen. Darüber hinaus sind Ganztagsschulen sowie eine umfassende und qualitativ ansprechende Kleinkinderbetreuung an wirtschaftlich erfolgreichen Standorten eine Selbstverständlichkeit, von der Deutschland auch nach über 30 Jahren öffentlicher Diskussion weit entfernt ist. 

Gleichwohl hat bürgerschaftliches Engagement im Kontext der „Treck-Kultur“ (Mutz 1999) und einer ausgeprägten Erwerbsorientierung auch blinde Flecken und Grenzen, die an dieser Stelle zumindest angedeutet werden sollen. So gehört zur inklusiven Treckkultur wie selbstverständlich auch die exklusive Wagenburg, die – im übertragenen Sinne – die gegenseitige Hilfe unter Fremden auf die jeweilige ethnische Gruppe oder das spezifische Milieu beschränkt. Die USA sind nach wie vor eine stark ausdifferenzierte und ethnisch heterogene Gesellschaft, die sozial vielfach gespalten ist und Segregationsprozesse begünstigt. Trotz und vielleicht auch wegen dieser sozialen Desintegration lassen sich vor Ort, d.h. in Nachbarschaften bzw. Communities, deutliche Tendenzen zur Gemeinschaftsbildung feststellen (vgl. Dionne 1998). 

Die extensive Erwerbsorientierung in den USA bedeutet – neben den oben skizzierten Ressourcenvorteilen – eben auch ein hohes Maß an Belastung und Flexibilität, über das zumeist nur die Mittel- und Oberschichten verfügen, während die untere Unterschicht der Working Poor mit der Sicherung ihres Lebensunterhaltes in einer prekären Jobkultur hinreichend beschäftigt ist. Die Intensität der Erwerbsarbeitszeit und der hohe Stellenwert von Erwerbsarbeit haben erhebliche Auswirkungen auf den Möglichkeitsspielraum bürgerschaftlichen Engagements. So wird bürgerschaftliches Engagement in den USA in der Regel nicht von der Erwerbsarbeit getrennt. Vielmehr sind Erwerbsarbeitskompetenzen und unternehmerische Ressourcen attraktive und seit Jahrzehnten bereits integrale Bestandteile bürgerschaftlichen Engagements. Aus dieser Perspektive wirkt die in Deutschland kultivierte Distanz zur Welt der Unternehmen geradezu tragisch-komisch, da in schwierigen Zeiten auf wertvolle Ressourcen und Kompetenzen verzichtet wird, deren Abwesenheit und Verschwinden im öffentlichen Sektor laut beklagt wird.

Organisiertes Engagement

Bürgerschaftliches Engagement ist in den USA zugleich auch organisiertes und professionell gemanagtes Engagement. Waren in der Vergangenheit Clubs, Vereine und Verbände die Orte, an denen sich bürgerschaftliches Engagement organisierte, so ist insgesamt – nicht nur in den USA – ein Trend zu gering formalisierten Varianten bürgerschaftlichen Engagements feststellbar: So haben Initiativen, Gruppen und Projekte als Organisationsformen bürgerschaftlichen Engagements an Bedeutung gewonnen. Fraglich ist, ob der Bedeutungsverlust tradierter Organisationen Ausdruck sozialen Wandels ist oder – wie mit leicht kulturpessimistischem Unterton bisweilen vermutet wird – der Niedergang bürgerschaftlichen Engagements eingeleitet wird (siehe hierzu Putnam 2000, Skocpol/Fiorina 1999, Wuthnow 2001). Angesichts der unverändert hohen Anzahl bürgerschaftlich engagierter Bürgerinnen und Bürger in den USA spricht vieles für einen Institutionalisierungsprozess, der einher geht mit einer abnehmenden Formalisierung. Insofern ist bürgerschaftliches Engagement in den USA nach wie vor organisiertes Engagement, wenn auch in veränderter Form.

Für viele Non-Profit-Organisationen in den USA ist Engagement als Zeit- oder Geldspende eine ausgesprochen wichtige Ressource. Dementsprechend hat jede Non-Profit-Organisation zumindest eine/n Ansprechpartner/in in allen Engagementfragen; darüber hinaus verfügen größere Non-Profit-Organisationen über eigene Organisationseinheiten, deren Aufgabe ausschließlich im Management des Engagements besteht. Engagierte sind aber nicht nur als Arbeitskräfte willkommen, sondern ihnen werden selbstverständlich auch Mitentscheidungsmöglichkeiten in den organisationspolitisch relevanten Fragen eröffnet. Damit haben Engagierte in US-amerikanischen Non-Profit-Organisationen einen ungleich höheren Stellenwert als Ehrenamtliche in deutschen Vereinen und Verbänden, wo sie sich zumeist immer noch mit einer ritualisierten Anerkennung zufrieden geben (müssen) ohne über Mitentscheidungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten zu verfügen. Vergleichbares lässt sich für den engagementpolitisch aktiven Teil der Unternehmenswelt in den USA feststellen. Bürgerschaftlich engagierte Unternehmen sind in der Regel bestrebt, das Engagement ihrer Mitarbeiter/innen organisatorisch zu unterfüttern, in dem sie Personal zum Management des Mitarbeiterengagements zur Verfügung stellen. Eine derartige Unternehmenspolitik bedeutet, dass etwa Großbetriebe in der Regel eigene Organisationseinheiten zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements haben, die zumeist in der Personalabteilung oder auch im Bereich Public Relations und Marketing angesiedelt sind. 

Festzuhalten ist, dass bürgerschaftliches Engagement eine kulturelle Selbstverständlichkeit und gesellschaftliche Verpflichtung ist, die notfalls auch öffentlich eingefordert wird. Insofern ist Engagement keine Angelegenheit eines isolierten Dritten Sektors, sondern umfasst gerade auch die Erwerbstätigkeit und das Familienleben und reicht bis weit in die Unternehmenswelt hinein. Angesichts einer derart hohen Bedeutung und reichen Tradition ist bürgerschaftliches Engagement in den USA weitgehend institutionalisiert bzw. organisiert und professionalisiert. 

2. Facetten des bürgerschaftlichen Engagements von Unternehmen in den USA

Corporate Citizenship und Corporate Social Responsibility
Seit einigen Jahren richtet sich in gesellschafts- und engagementpolitischen Angelegenheiten die öffentliche Aufmerksamkeit in den USA verstärkt auf Unternehmen. Das öffentlich vorgetragene Argument, Unternehmen hätten unter den ausgesprochen günstigen politischen und wirtschaftlichen Bedingungen der 1990er Jahre in den USA beachtliche wirtschaftliche Erfolge erzielt, gibt Anlass zu der Forderung, dass sie der Gesellschaft im allgemeinen und den lokalen Gemeinden bzw. Unternehmensstandorten im besonderen (die diese Erfolge mit ermöglicht haben), etwas zurückgeben sollten („giving back to the community“). Wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen sind eben auch – so die politische Kurzformel – Corporate Citizen, die von den politisch und steuerrechtlich begünstigten Möglichkeiten freier unternehmerischer Betätigung in den USA profitiert hätten, und nun auch ihren gesellschaftlichen Pflichten als Unternehmensbürger nachkommen sollten.

Und in der Tat übernehmen Unternehmen in den USA seit den 1980er Jahren eine wichtige und zugleich für sie neue Rolle in der Engagementförderung (vgl. zum folgenden Backhaus-Maul 2003). Traten Unternehmen in der Vergangenheit eher als generöse Spender und Stifter öffentlich in Erscheinung (Corporate Giving), so betätigten sie sich mittlerweile verstärkt als Förderer des tätigen Engagements ihrer Mitarbeiter/innen, sei es in Schulen, sozialen Brennpunkten oder in Kulturprojekten (Corporate Volunteering). Anstelle relativ zufälliger Einzelaktivitäten, sind mittlerweile unternehmensstrategisch ausgerichtete und auf Dauer angelegte bürgerschaftliche Aktivitäten von Unternehmen getreten. Dabei geht es in den USA nicht um die Übernahme öffentlicher Aufgaben durch Unternehmen, sondern selbstverständlich ist auch im Bereich bürgerschaftlichen Engagements Entscheidungsfreiheit bzw. –autonomie ein unabdingbares Gütekriterium für Unternehmen. So verstehen sich in einem liberalen US-amerikanischen Kontext Unternehmen als Corporate Citizen, die über weitreichende Rechte verfügen, aus deren Inanspruchnahme sich „freiwillige“ Verpflichtungen dem Gemeinwesen gegenüber ergeben, und sehen ihre Rolle nicht primär – wie im Kontext westeuropäischer Sozialstaaten üblich – in der Übernahme sozialer Verantwortung (Corporate Social Responsibility). US-amerikanische Unternehmen betonen ihre Rechte als Corporate Citizen, während etwa deutschen Unternehmen unter sozialstaatlichen Prämissen von Außenstehenden die Übernahme von gesellschaftlicher Verantwortung nahe gelegt wird.

Corporate Volunteering

Betrachtet man die konkreten Formen des bürgerschaftlichen Engagements von Unternehmen, so sind von den traditionsreichen Corporate-Giving-Aktivitäten, d.h. Spendenzahlungen und der Einrichtung von Unternehmensstiftungen, Corporate-Volunteering-Programme zu unterscheiden, bei denen nicht Geld- sondern Personalressourcen zur Engagementförderung bereitgestellt werden. Die in den USA praktizierten Corporate-Volunteering-Aktivitäten sind denkbar vielfältig und unterscheiden sich in der Intensität und Dauer des Mitarbeiterengagements sowie im Grad der Unterstützung seitens der Unternehmen. So richten insbesondere größere Unternehmen innerbetriebliche Informationsstellen für bürgerschaftliches Engagement ein. Hierfür werden alle vor Ort verfügbaren Engagementmöglichkeiten erhoben sowie in Form einer Datenbank oder einer Beratungsstelle den Mitarbeitern zugänglich machen. Oder es werden professionell vorbereitete und gemanagte eintägige Engagementprojekte für Mitarbeiter/innen in den verschiedenen Feldern bürgerschaftlichen Engagements angeboten. Derartige „Events“ werden zumeist von einer Non-Profit-Organisation vorbereitet und das beteiligte Unternehmen gibt ihren Mitarbeitern einen bezahlten arbeitsfreien Tag, damit sie sich beteiligen können. Derartige Aktivitäten haben sich bewährt, wenn es sich um den Auftakt für ein kontinuierliches Unternehmens- und Mitarbeiterengagement handelt. Weitverbreitet sind aber Formen des Mitarbeiterengagements am Arbeitsplatz, bei denen für Nonprofit-Organisationen etwa eine Homepage entworfen, ein Mitteilungsblatt erstellt oder eine Informations- und Marketingkampagne konzipiert wird. Eine weite Verbreitung finden – trotz ihres hohen zeitlichen Aufwandes und ihrer sozialen Verbindlichkeit – Kooperationen und Patenschaften, bei denen Unternehmen Non-Profit-Organisationen auswählen, denen sie durch die Bereitstellung von Mitarbeitern kostenlos ihre Expertise sowie bestehende Geschäftsverbindungen und professionelle soziale Netze zur Verfügung stellen. Insbesondere im Bildungsbereich gehen Unternehmen mit ausgewählten Schulen dauerhafte Patenschaften ein, wobei Mitarbeiter/innen etwa als Mentoren und Tutoren tätig werden. 

Unternehmen, die sich selbst als Corporate Citizen verstehen, kombinieren Corporate-Giving- und Corporate-Volunteering-Strategien, indem etwa Mittelzuweisungen aus der gemeinnützigen Unternehmens- und auch Mitarbeiterstiftung in Form eines Matching Funds für Corporate-Volunteering-Aktivitäten von bürgerschaftlich engagierten Mitarbeitern bereitgestellt werden. In der engagementpolitischen Praxis gibt es hierfür eine Vielzahl unterschiedlicher Varianten, bei denen tätiges Mitarbeiterengagement entsprechend dem geleisteten Jahresstundenvolumen von Seiten der Unternehmensstiftung (oder Mitarbeiterstiftung) monetär begünstigt wird, - wohlgemerkt nicht als Aufwandsentschädigung für den/die Mitarbeiter/in, sondern als eine zusätzliche Ressource für das jeweilige gemeinnützige Projekt. Wenn es um eine zielgerichtete Gemeinwesensförderung an den Betriebsstandorten geht, könne man sich kein effektiveres und effizienteres Instrumentarium denken, so leitende Mitarbeiter von Boeing (vgl. die Fallstudien in Backhaus-Maul 2003). 

Investition in das Human- und Sozialkapital

Der Wandel des unternehmerischen Engagements in den 1980er Jahren, d.h. die Erweiterung des Corporate Giving um Corporate-Volunteering-Programme, steht in engem Zusammenhang mit tiefgreifenden ökonomischen Veränderungen in den USA. Die US-amerikanische Wirtschaft hatte in vielen Branchen ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit verloren und konnte sich allenfalls aufgrund ihres großen Binnenmarktes behaupten (vgl. Seeleib-Kaiser 2001). Der Niedergang ganzer Wirtschaftszweige wurde auch auf die Erosion der sozialmoralischen Grundlagen erfolgreichen wirtschaftlichen Handelns in den USA zurückgeführt. So fehlte es vielerorts mangels eines qualifizierten Bildungssystems an geeignetem Personal und mit der Verarmung ganzer Stadtteile brachen die für einige Branchen wichtigen lokalen Absatzmärkte zusammen. Diese Defizite in der sozialen Infrastruktur und im Bildungssystem konnten aber mit den Mitteln eines residualen Sozialstaates allein nicht behoben werden, sondern verwiesen auf die Potenziale eines Corporate Citizenship als Anknüpfungspunkt für Investitionen in das Human- und Sozialkapital lokaler Gemeinschaften.

Unternehmensinteressen und Gemeinwohl

Ein Selbstverständnis von Unternehmen als Corporate Citizen setzt zunächst einmal voraus, dass dieses Leitbild von der Unternehmensführung geteilt und aktiv forciert wird. Darüber hinaus ist es erforderlich, dass eine derartige Unternehmenspolitik auf den verschiedenen Hierarchieebenen im Unternehmen hinreichende Resonanz findet. Zudem ist es unabdingbar, dass innerhalb von Unternehmen für die Konzeptionsentwicklung und Umsetzung von Corporate-Citizenship-Programmen eine für die jeweilige Größe des Unternehmens hinreichende Anzahl professioneller hauptamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung gestellt wird. 

Die Förderung des Mitarbeiterengagements geht einher mit unternehmensbezogenen Nutzenerwägungen und –kalkülen. So wird erwartet, dass Corporate Volunteering vor allem einen Beitrag zur Personalentwicklung leistet und zu einem positiven Image des Unternehmens in der Öffentlichkeit beiträgt. Im tätigen Engagement erwerben Mitarbeiter/innen neue Kompetenzen, etwa im Bereich der Führung und Leitung, Teambildung und Projektentwicklung, die von unternehmensrelevanter Bedeutung sein können. Aber auch allein schon ein positives Image kann etwa für Unternehmen, die Konsumprodukte mit einer vergleichbaren Preis-Leistungs-Relation herstellen, von entscheidender marktstrategischer Bedeutung gegenüber Mitbewerbern im gleichen Marktsegment sein. In diesem Zusammenhang sind etwa Hersteller und Händler in den Bereichen Lebensmittel, Reinigungsprodukte und Automobile sowie Banken im Privatkundengeschäft zu nennen. Die Verknüpfung von Gewinnstreben und Gemeinwohlorientierung ist aus Unternehmensperspektive somit eine zweckmäßige und zugleich nachhaltige Strategie. Insofern zielen Corporate-Citizenship-Strategien nicht darauf ab in erster Linie und ausschließlich Shareholder-Interessen zu bedienen, sondern sind auf eine längerfristige Unternehmensentwicklung unter Einbeziehung aller potenziellen Stakeholder, wie z.B. Mitarbeiter/innen, Kunden und auch Anteilseigner, ausgerichtet (weiterführend Polterauer 2002). 

3. Institutionelle Innovationen “made in the US”

Dazwischen liegen Welten ...

Unternehmen sind auf der Suche nach geeigneten Projekten und Tätigkeitsangeboten für engagementbereite Mitarbeiter/innen, während gleichzeitig eine Vielzahl unterschiedlichster Non-Profit-Organisationen Hände ringend nach geeigneten Engagierten sucht. Aber Angebot und Nachfrage finden sich nicht wie von selbst, denn Unternehmen und Non-Profit-Organisationen verkörpern zwei grundlegend unterschiedliche Welten mit jeweils eigener Dynamik und Logik. So verfolgten Non-Profit-Organisationen bis weit in die 1970er Jahre hinein in der Regel hohe normative Zielsetzungen, erwiesen sich zugleich aber als (betriebs-) wirtschaftliche Dilettanten mit erheblichen Managementdefiziten. In der gleichen Zeit beschränkten Unternehmen ihre soziale Verantwortung weitgehend auf das Zahlen von Steuern und die regelmäßige und öffentlichkeitswirksame Vergabe von Spenden. Unter diesen Bedingungen galt eine Kooperation zwischen Wirtschafts- und Engagementexperten geradezu als „kulturelle Herausforderung“.

Engagementmakler

Folglich kommt der Vermittlung zwischen Unternehmens- und Non-Profit-Welt in der Engagementförderung prioritäre Bedeutung zu. In den USA bestehen eigens für diesen Zweck vielerorts professionelle Mittlerorganisationen, wie etwa City Cares (Chicago Cares, New York Cares, ...) und lokale Gliederungen von United Way. Während sich United Way schwerpunktmäßig mit der Spendenakquirierung und -verteilung befasst und Unternehmen über Engagementmöglichkeiten informiert, entwickelt, organisiert und evaluiert City Cares maßgeschneiderte und kostenpflichtige Projekte für das Mitarbeiterengagement von Unternehmen. Wenn beispielsweise Unternehmen für professionell gemanagte eintägige Engagementprojekte pro Teilnehmer $ 100 zahlen, so sind diese Kosten gemessen an den Preisen konventioneller Personalentwicklungsmaßnahmen ausgesprochen günstig. Der Erfolg dieser Agenturen erklärt sich nicht zuletzt aus dem Kompetenzprofil der Mitarbeiter/innen, die in der Regel einerseits über einen wirtschaftswissenschaftlichen Abschluss verfügen und andererseits auf unterschiedliche biografische und alltagspraktische Bezüge zur Non-Profit-Welt verweisen können. Hinzu kommt, dass sich in US-amerikanischen Verdichtungsräumen Expertennetzwerke für Fragen des Managements von Corporate Citizenship herausgebildet haben, die eine Professionalisierung forcieren. City Cares und United Way sind im Grunde „Engagementmakler“, die Unternehmen und Non-Profit-Organisationen zusammenführen, Gelegenheiten zum wechselseitigen Lernen schaffen und Engagementprojekte entwickeln, die für beide Seiten von strategischem Interesse sind. Die US-amerikanische Kultur begünstigt solche Seitenwechsel: Die Unterschiedlichkeit von Interessen wird nicht als Differenzerfahrung auf Dauer gestellt, sondern zunächst wird gefragt, was zu tun ist, um für alle Beteiligten eine „Win-Win-Situation“, d.h. Vorteile auf Gegenseitigkeit, zu schaffen. So kommt es durch die Beteiligung von Engagementmaklern geradezu wegen der unterschiedlichen Organisationskulturen und strategischen Interessen zu einem fruchtbaren Dialog zwischen Non-Profit-Organisationen und Unternehmen. Soll in der Tat ein „Ruck“ durch die sachlich und organisatorisch fragmentierte deutsche Engagementlandschaft („Modell Schrebergarten“) gehen, so käme dem Aufbau von Stellen oder Organisationseinheiten für ein professionelles Engagementmanagement innerhalb von Unternehmen und Non-Profit-Organisationen sowie von professionellen Engagementmaklern bzw. Mittlerorganisationen, die sowohl die Unternehmens- als auch die Non-Profit-Welt verstehen, eine hohe Priorität zu (vgl. Reichenau 2003). 

Der ermöglichende Staat …

Vor dem deutschen Erfahrungshintergrund einer ausgeprägten Sozialstaatlichkeit wird der staatlichen Rolle in der Engagementpolitik besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Das liberale Staatsmodell der USA hingegen weist dem Staat jenseits einer schlichten Enthaltsamkeit zunächst keine wesentliche Rolle in der Engagementpolitik zu. Stellt man in Rechnung, dass die USA eine sozial ausdifferenzierte und heterogene Gesellschaft sind, deren Engagementpotenziale in den Nachbarschaften und Communities höchst ungleich verteilt sind, so wären aus einem deutschen Gesellschaftsverständnis sozialstaatliche Ausgleichshandlungen unabdingbar. In der engagementpolitischen Praxis hat der US-amerikanische Staat, sei es auf Bundes-, Landes- oder Kommunalebene, die Funktion eines Initiators und Moderators bürgerschaftlichen Engagements übernommen, der zwar steuerliche Anreize schafft, aber nicht als gesellschaftspolitische Steuerungsinstanz agiert. Ein derartiges staatliches Selbstverständnis ist einem bürgerschaftlichen Engagement durchaus angemessen, da es eben nicht qua staatlicher Direktive „von oben“ zu steuern und zu fördern ist. 

Angesichts der „starken“ sozialstaatlichen Tradition in der deutschen Engagementpolitik ist das Verhältnis zwischen Staat und Bürgergesellschaft in Deutschland nicht frei von Friktionen. Letztlich werden Kommunen sowie auch Bund und Länder bürgerschaftliches Engagement nicht direkt steuern können, sondern sie sollten vielmehr die Kommunikation darüber befördern, was der gesellschaftspolitische Gehalt und das Verbindende der Idee der Bürgergesellschaft sein könnte, sowie günstige infrastrukturelle Rahmenbedingungen für die Selbstentfaltung bürgerschaftlichen Engagements schaffen. Entgegen der Dominanz staatlichen Handelns in vielen Politikfeldern scheint sich in der Engagementpolitik die Einsicht in die Sinnhaftigkeit und Zweckmäßigkeit staatlicher Zurückhaltung durchgesetzt zu haben – oder sind nicht doch eher staatliches und kommunales Desinteresse in Fragen einer modernen Engagementpolitik die schlichten Gründe für die weitverbreitete Untätigkeit in diesem Bereich? Unter den spezifischen Bedingungen des deutschen Föderalismus verdienen die feinen Unterschiede besondere Aufmerksamkeit. Jenseits einer schlichten staatlichen Enthaltsamkeit oder symbolischen Verweisen auf das sozialstaatliche Routineprogramm versuchen einige Bundesländer – vornehmlich im Rhein-Main-Gebiet – eine „engagementpolitische Avantgarderolle“ zu übernehmen, in dem sie sich in den neuen staatlichen Rollen des „Moderators, Kommunikators und Ermöglichers“ üben.

Für die Etablierung von Corporate-Citizenship-Programmen in den USA war neben unternehmensstrategischen Entscheidungen die Unterstützung seitens der politischen Führung von Demokraten und Republikanern auf nationaler Ebene von herausragender Bedeutung. So wurde in der Amtszeit des demokratischen Präsidenten Jimmy Carter (1977- 1981) durch medienwirksame politische Initiativen die Idee des Corporate Volunteerism, d.h. des bürgerschaftlichen Engagements von Unternehmensmitarbeitern, populär (vgl. Baggett 2001). In der anschließenden Regierungszeit des republikanischen Präsidenten Ronald Reagan erlebten die USA eine „kulturelle Wende“, in der das Streben nach individuellem Eigennutz propagiert und Gemeinschaftswerte diskreditiert wurden. Unter diesen Bedingungen wurden die Ansätze des Corporate Citizenship politisch nicht gepflegt, sondern die konventionelle Strategie der Senkung der Unternehmensbesteuerung verfolgt. Gleichwohl forcierten einzelne Unternehmen die Entwicklung von Corporate-Citizenship-Strategien, um ihrem unternehmerischen Handeln durch eine zielorientierte Engagementförderung eine betriebswirtschaftlich und wettbewerbspolitisch bedeutsame Wertkomponente beizufügen. Mit der Amtsübernahme durch den republikanischen Präsidenten George Bush sen. im Jahre 1989 wurde das bürgerschaftliche Engagement wieder zu einem bundespolitisch relevanten Thema. So wurden Unternehmen – anstelle einer Erhöhung der Unternehmensbesteuerung – öffentlich dazu aufgefordert, freiwillig „etwas von ihren Gewinnen“ an die Gesellschaft und das Gemeinwesen zurückzugeben bzw. sie angemessen daran zu beteiligen. Darüber hinaus förderte die US-Bundesregierung durch die Gründung der Points of Light Foundation nachhaltig das unternehmerische bürgerschaftliche Engagement. Im Mittelpunkt stand dabei die Absicht, die Kooperation zwischen Unternehmen und Non-Profit-Organisationen zu intensivieren. Zu diesem Zweck wurden öffentliche Zuwendungen an Non-Profit-Organisationen häufig mit der Verpflichtung zur Beratung und zum Austausch mit Unternehmen verknüpft. In der von 1993 bis 2000 reichenden Regierungszeit des demokratischen Präsidenten William Clinton wurde zudem versucht, die Engagementförderung durch Unternehmen auf politisch prioritäre Schwerpunkte, insbesondere zugunsten benachteiligter Jugendlicher und junger Erwachsener im Bildungssystem, zu lenken. Mittlerweile – so die einhellige Meinung US-amerikanischer Experten – gehen die Initiativen zur Weiterentwicklung des unternehmerischen bürgerschaftlichen Engagements in erster Linie von Unternehmen aus, während die amtierende Regierung unter George Bush jun. ihre Engagementpolitik und die entsprechenden Mittelzuweisungen auf so genannte „faith-based initiatives“ im Gemeinwesen, d.h. religiöse und von Kritikern bisweilen als religiös-fundamentalistisch bezeichnete Gruppen, konzentriert. 

Festzuhalten ist, das in den vergangenen zwanzig Jahren sowohl von demokratischen als auch von republikanischen Präsidenten die Entwicklung eines unternehmerischen Selbstverständnisses als Corporate Citizenship begünstigt und bisweilen sogar forciert wurde. In Deutschland hingegen ist eine derartige Unterstützung von Seiten der politischen Führung von Christ- und Sozialdemokratie bisher allenfalls punktuell feststellbar; in mancherlei Hinsicht könnte man zur Zeit in Deutschland – im Vergleich mit der ersten Legislaturperiode der rot-grünen Bundesregierung – sogar von einer Stagnation im Bereich Corporate Citizenship sprechen (vgl. die Beiträge in Backhaus-Maul/Brühl 2003, Mutz/Korfmacher/Arnold 2002).
Grundsätzlich betrachtet sind Strategien und Aktivitäten im Bereich Corporate Citizenship in ein entsprechendes Institutionengefüge, d.h. kollektiv geteilte Vorstellungen, verbindliche Regeln und eingelebte Rituale, eingebettet. Insofern ist Engagementpolitik in erster Linie Institutionenpolitik, was nicht – wie bereits skizziert – bedeutet, dass Engagement staatlicherseits direkt gesteuert werden kann, sondern dass es sich um Prozesse sozialen Wandels handelt, die – bei aller Ungewissheit der Ergebnisse – allenfalls politisch begünstigt werden können. Vor dem Hintergrund US-amerikanischer Erfahrungen im Bereich des Corporate Citizenship sollen zwei wesentliche institutionenpolitische Aspekte erläutert werden.

Privathaushalte und Kindererziehung

Eine entscheidende Rolle für die Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements und von Corporate Volunteering kommt dem Angebot an haushaltsbezogenen Dienstleistungen sowie der Quantität und Qualität außerhäuslicher Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsangebote zu. Wenn es also das erklärte engagementpolitische Ziel in Deutschland werden sollte, bürgerschaftliches Engagement zu fördern, so müssten Gelegenheiten geschaffen werden, die die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit, Familienleben und Engagement begünstigen. Besondere Bedeutung kommt dabei dem von Unternehmen gefördertem Engagement zu, das während der Arbeitszeit vorbereitet und gemeinsam mit Kollegen und Familienmitgliedern in der Freizeit durchgeführt wird. Und es sollte nicht übersehen werden, dass eine auskömmliche soziale Absicherung von Familien die Voraussetzung ist, um ihnen den „Rücken“ für bürgerschaftliches Engagement frei zu halten. Im skizzierten Sinne geht es hier also um die Etablierung familienergänzender und –unterstützender Institutionen, um Belastungen und Barrieren bürgerschaftlichen Engagements zu reduzieren (vgl. auch Backhaus-Maul/Brandhorst 2001). 

„Öffnung der Anstalten“

Während bürgerschaftliches Engagement und mittlerweile auch Corporate Citizenship in den USA kulturelle Selbstverständlichkeiten sind, gilt nach wie vor für die Mehrzahl deutscher Institutionen, dass sie sich bürgerschaftlichem Engagement gegenüber als relativ geschlossen erweisen. Insofern ist es für die engagementpolitische Diskussion in Deutschland prioritär, relevante gesellschaftliche Institutionen in den Bereichen Politik, Verwaltung, Bildung, Erziehung und Soziales überhaupt erst einmal für das bisweilen als „lästig und störend“ empfundene bürgerschaftliche Engagement zu öffnen (vgl. Enquete-Kommission 2002). Die US-amerikanische Situation macht deutlich, dass Schulen hierbei eine Schlüsselposition zukommt: Bürgerschaftliches Engagement wird in den USA nicht nur in den führenden Schulen als elementare Ressource und Quelle von Innovationen verstanden. Es geht also institutionenpolitisch nicht darum, etwas Zusätzliches einzuführen, sondern etablierte und in „Würde ergraute“ Institutionen zu öffnen und entsprechend umzugestalten. Hierbei handelt es sich um eine nicht zu unterschätzende politische Herausforderung, da – so das Kernanliegen der Bürgergesellschaft – Macht zugunsten von Bürgern umverteilt werden soll, und es vielfältige strategische Möglichkeiten gibt, ein derartiges „kulturrevolutionäres“ Unterfangen hinauszuzögern oder sogar zu vereiteln.
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